„ 
* 


Viertelfähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
Porto 2 Thlr. 11½ Sgr. Inſertionsgebühr für den Raum einer 


2 fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1%, Sgr. 
Nr. 426. Mittag ⸗Ausgabe. 


Zeitun 


Expedition: Herreuſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Peſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 12. September 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Weimar, 11. September. Im weiteren Verlaufe der heutigen 
Sitzung des volkswirthſchaftlichen Congreſſes wurde die Anwendung 
der Gewerbefreiheit und Freizügigkeit auf Advokaten und Aerzte be⸗ 
ſchloſſen. Die Bankfrage und ſonſtige Anträge wurden dem nächſten 
Congreſſe vorbehalten. 

Demnächſt wurde der Congreß geſchloſſen. 

Die ſtändige Deputation des volkswirthſchaftlichen Congreſſes iſt 
durch Hopf, Biedermann, Franke, Michaelis, Müller und Billing er: 
e Zum Vorſitzenden wurde Lette, zum Schatzmeiſter Hopf 
gewählt. 

Turin, 10. Sept. Nach der „Discuſſione“ wäre der Schluß 
der Sitzungen der Kammern nahe bevorſtehend. 

Der Kriegsminiſter hat beſchloſſen, diejenigen gefangenen Garibal⸗ 
dianer, welche noch nicht 18 Jahre alt find, ihren Familien zu: 
rückzuſchicken. 

Neapel, 9. Septbr. 
verurtheilt. 


Biſhop wurde zu zehnjähriger Zwangsarbeit 


Preuſen. 
Landtags = Verhandlungen. 

45. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (11. Sept.). 

Präſ. Grabow eröffnet die Sitzung bei ſtarkbeſetztem Hauſe um 9% 
Uhr. Die Tribünen ſind lange vor Beginn der Sitzung bis auf den letzten 
Platz gefüllt; in der Herrenhausloge: Herr v. Kleiſt⸗Retzow und einige an⸗ 
dere Mitglieder des Hauſes, in der Hofloge erſcheint bald nach Beginn der 
Sitzung General von Wrangel, die Diplomatenloge iſt ſchwach beſetzt. Am 
Miniſtertiſch: ſämmtliche Miniſter, Major Schwarze, Oberſt v. Boſe, 
Geh. Kriegsrath Sixtus, Geh. Finanzrath Mölle als Regierungs⸗Com⸗ 
miſſare. Die Abgg. Landrath Freiherr v. Seherr⸗Thoß und Graf v. Baſe⸗ 
dow (2) find in das Haus eingetreten. Ein Urlaubsgeſuch wird bewilligt, 
drei Abgg. ſind für die heutige Sitzung entſchuldigt. Die geſtrigen Beſchlüſſe 
des Herrenhauſes ſind eingegangen. Die Aenderungen im Briefbeſtellgeld⸗ 
geſetze les iſt darin ſtatt „von 1. Septbr. 1862“ das Wort „fortan“ geſetzt) 
werden einſtimmig genehmigt. 

Vor Eintritt in die T.⸗O. ergreift der Abg. Kantak das Wort, um zu 
conſtatiren, daß er bei Gelegenheit der in letzter Sitzung beſchloſſenen han⸗ 
delspolitiſchen Nefolution nicht mit „Nein“, ſondern mit „Ja“ geſtimmt habe. 

Den einzigen Gegenſtand der T.⸗O. bildet der Bericht der Budgetcomm. 
über den Militäretat. (Ref. Abg. v. Vaerſt.) Das Tweſten⸗Staven⸗ 
hagen⸗Sybel ſche Amendement wird von Seiten der Fraktionen v. Vincke 
und v. Rönne ausreichend unterſtützt. 25 . 

Beim Beginn der Generaldiskuſſion ergreift der Handelsminiſter von der 
Heydt das Wort, und giebt folgende Erklärung ab. (Dieſelbe wird in ein⸗ 
zelnen Stellen von 7 5 der Nichtübereinſtimmung begleitet; bei der 
Stelle, welche das Zuſtandekommen eines Etatgeſetzes durch die Comm.⸗An⸗ 
träge für unmöglich gemacht erklärt, wird aus der Herrenhausloge ein 
Bravo des Herrn v. Kleiſt⸗Retzow lautbar.) 

Die Erklärung lautet wie folgt: 

„Die. Stagts⸗Regierung kann bei der großen Wichtigkeit des Gegenſtan⸗ 
des, über welchen die Berathung bevorſteht, nicht unterlaſſen, vor dem Ein⸗ 
tritt in die Discuſſion ihre Anſichten dem hohen Hauſe näher darzulegen. 
„Die Nothwendigteit einer durchgreifenden Reform der Heeres⸗Organiſa⸗ 
tion iſt in den früberen, dieſen Gegenſtand betreffenden Vorlagen ausführ⸗ 
lich dargelegt worden. Es wird daher genügen, hier nur hervorzuheben, 
daß nach den bei den letzten Mobilmachungen gemachten Erfahrungen, nach 
den Wahrnehmungen über den Gang und die Natur der Kriege der neue⸗ 
ſten Zeit und nach den veränderten politiſchen Verhältniſſen, es als eine 
unabweislich gebotene Pflicht erſchien, Einrichtungen ins Leben zu rufen, 
durch welche die Kriegstüchtigkeit und die Kriegsbereitſchaft des Heeres im 
Intereſſe der Sicherheit und Unabhängigkeit des Landes dauernd erhöht 
werden. Es kam im Weſentlichen darauf an, durch die conſequente Durch⸗ 
führung der allgemeinen Wehrpflicht den Friedensetat des ſtehenden Heeres 
eniſprechend zu erhöhen, dagegen die Landwehr in ihren Dienſtverpflichtun⸗ 
gen zu erleichtern. - 

Die Umgeſtaltung des Heeres in dieſem Sinne, über welche dem Land⸗ 
tage in der Seſſion von 1860 Vorlagen gemacht waren, fand in ihrem we⸗ 
ſentlichen Grundgedanken allgemeine Anerkennung; in einigen Beziehungen 
ſtieß fie dagegen auf Widerſpruch, was zur Folge hatte, daß die damals ge⸗ 
machten Geſetzesvorlagen nicht zum Abſchluß kamen. Der Regierung wurde 
jedoch auf ihren Antrag zur einſtweiligen Aufrechterhaltung und Vervoll⸗ 
ſtändigung der Kriegsbereitſchaft als Proviſorium für die Zeit vom 1. Mai 
1860 bis 30. Juni 1861 ein extraordinärer Credit von 9 Millionen Thalern 
bewilligt, mit welchem ſie, wie es in dem betreffenden Commiſſionsberichte 
heißt, „nach beſtem Ermeſſen, innerhalb der Schranken der ſeitherigen Ge⸗ 
ſetze — auf der Unterlage des von ihr vorgelegten Etats und mit ſorgfälti⸗ 
ger Erwägung der bei Berathung deſſelben zur Erörterung gekommenen Be⸗ 
denken — wirthſchaften ſollte.“ Die definitive Regelung wurde einer neuen 
a mit der Landesvertretung vorbehalten. 

r das 
der Armee durch den Etat, und zwar dauernd, in Anſpruch genommen, in⸗ 
dem die Staatsregierung davon ausging, daß die neue Organiſation mit 
den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, dem Geſetz vom 3. Septbr. 1814 
über die Verpflichtung zum Kriegsdienſte, völlig im Einklange ſtehe. Diele 
Auffaſſung wurde indeſſen vom Landtage nicht getheilt, vielmehr in mehre⸗ 
ren Beziehungen für erforderlich erachtet, daß die Heeres⸗Organiſation durch 
ein neues Geſetz geregelt werde. Um dieſer Anſicht Ausdruck zu geben, 
wurde der weitere Bedarf für die Aufrechthaltung der Kriegsbereitſchaft im 
Extraordinarium des Etats für 1861 bewilligt und in einer Reſolution aus⸗ 
geſprochen, daß die Regierung, falls fie die zur Reorganiſation der Armee 
ergriffenen Maßregeln aufrecht zu erhalten beabſichtige, verpflichtet bleibe, 
ſpäteſtens dem nächſten Landtage ein Geſetz behufs Abänderung des Geſetzes 
vom 3. Sept. 1814 vorzulegen. 8 

Um über die Apſichten der Staatsregierung nicht den mindeſten Zweifel 
zu laſſen, hat bald darauf, als dieſer Beſchluß gefaßt war, der Finanz 

a rer in der Sitzung des Hauſes der Abgeordneter am 4. Juni 1861 
erklart: 

„Bei der Discuſſion über die Militärfrage in dieſem Hauſe ſei, wie 
er glaube, von allen Seiten conſtatirt worden, daß, wie man auch über 
dieſe Frage denken möge, doch die Abſicht nicht dahin gehe, mit dem 
1. Januar 1862 mit einemmale den früheren Zuſtand wieder herzuſtellen 
und die Zahl von 117 Bataillonen obne Weiteres aufzulöfen 2c. — und 
fo bleibe in der That nichts übrig, als daß die in das Extraordinarium 
verwieſenen Ausgaben, welche zur Aufrechthaltung der Kriegsbereitſchaft 
dienten und nicht einmalige Ausgaben ſeien, von dem Finanz⸗Miniſter 
ſo lange geleiſtet würden, bis über den neuen Etat Beſchlüſſe gefaßt 
worden ſeien.“ 5 N 

Bei unbefangener Erwägung dieſes Herganges wird man ſich der Aner⸗ 
kennung nicht verſchließen können, daß weder von der Regierung beabſich⸗ 
tigt, noch von dem Landtage erwartet iſt, die angeſtrebte Umgeſtaltung des 

Heeres ſei nur eine temporäre Maßregel; im Gegentheil iſt ſtets offen aus⸗ 
geſprochen worden, daß dieſelbe im Intereſſe des. Heeres und des Landes 
unabweisbar dauernd geboten fei, und ihre definitive Regelung iſt lediglich 
dadurch aufgehalten worden, daß hierzu vom Landtage ein neues Geſetz für 
erforderlich erachtet wurde. Wie ſchon die vorerwähnte Reſolution, in mel: 
cher der Weg zur Ordnung der Angelegenheit bezeichnet wird, dafür ſpricht, 
daß es nicht in der Abſicht des Abgeordnetenhauſes gelegen hat, die Beſei⸗ 
tigung der gegenwärtig beſtehenden Heeres⸗Einrichtungen vom 1. Jan. 1862 
ab zu verlangen, jo iſt noch mehr dadurch, daß die Steuerzuſchläge von 
25 Proc. bis 1. Juli 1862, alſo über das Gtatsjahr hinaus bewilligt worden ſind, 
unzweideutig anerkannt, daß der Landtag der Regierung die Mittel bat ge: 
währen wollen, welche zur Beſtreitung der Koſten der neuen Heeres⸗Organi⸗ 

N ſation auch über den J. Januar d. J. hinaus erforderlich waren, indem die 
erwähnten Steuerzuſchläge allein zu dieſem Zwecke beanſprucht find. Dieſe 
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Jahr 1861 wurden demnächſt die Mittel für die Reorganiſation f aber hieraus, 


Mehr⸗Ueberſchüſſen 


Alſo in 5 


inſofern dabei nicht 


ſoll, als ſolches die 
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lich ein zureichendes Motiv für die Verſagung der bezeichneten Ausgaben 
efunden werden, um ſo weniger, als der Landtag, welch 
8 beobachtete Verfahren vollſtändig bekannt iſt, einen Wider⸗ 
ſpruch dagegen ſeither nicht erboben hat, und die Regierung bei allen ihren 
bisherigen militäriſchen 
neueſten Rüſtung auf Veranlaſſung des kurheſſiſchen Verfaſſungsſtreites ſich 
genau innerhalb der Grenze der Berechtigungen gehalten hat, 
ſtrengſte Auslegung des Geſetzes vom 3. September 1814 ihr unbe⸗ 


Die Staatsregierung hat ein Geſetz, die Wehrpflicht betreffend, zu An⸗ 
fang d. J. dem 1 vorgelegt, 
at. 
Auflöſung deſſelben nicht zu Stande gekommen. 
gegenwärtigen Seſſion iſt eine ſolche Vorlage nur deshalb nicht gemacht 
wie auch in der Thronrede angekündigt worden, die Ab⸗ 
ſicht war, die Dauer der Seſſion möglichſt abzukürzen und deshalb keine 
Vorlagen zu machen, bei 
kämen. Auch hiergegen iſt von Seiten des Landtages keine Einrede erfolgt. 
Die Regierung wird indeß, wie ſie hiermit auf das Beſtimmteſte erklärt, 
eine Geſetzesvorlage über die Wehrpflicht in der nächſten Winterſeſſion ein⸗ 
bringen, und glaubt mit dieſer Erklärung die gegen die Bewilligung der 
Ausgaben für die Armee⸗Reorganiſation erhobenen Bedenken 


Formation der Armee, inſoweit ſolche eine dauernde Erhöhung des Etats 
oder eine anderweitige geſetzliche Regelung der Dienſtverpflichtung erfordert, 
ſo lange als eine definitive 
verfaſſungsmäßige Zuſtimmung ; 
durch die Bewilligung des Etats für 1862 den künftigen Beſchlüſſen über 


miſſion beſonders daran 
Armee⸗Organiſation im Ordinarium des Etats für 1862 ohne beſondere 
Motivirung in Anſatz 
gleichzeitig mit dieſem 
aufgelöſten Abgeordnetenhauſe vorgelegt war und angenommen werden 
konnte, daß eine gleichzeitige Feſtſtellung dieſes Geſetzes und des Etats ſtatt⸗ 
Eine gänzliche 
mentritt des gegenwärtigen Abgeordnetenhauſes war bei der Kürze der Zeit 


Sofern Werth darauf gelegt werden ſollte, die Ausgaben für die Heeres⸗ 
Organiſation in Uebereinſtimmung mit dem Vorgange des Jahres 1861 
in das Extraordinarium des Etats zu übertragen, wird die Staatsregierung 


Die Staatsregierung darf daran erinnern, daß ſie die Steuerzuſchläge, 


dem Lande eine bedeutende Steuer⸗Erleichterung im 
Thalern jährlich gewährt wird, daß gleichwohl die vorliegenden Etats mit 
keinem hoheren Defizit abſchließen, 
ſchläge der Fall war. 


hervorgehoben werden, daß 
der Reſerven ſtattgeſunden 
1. Oktober d. J., erſt in den erſten Monaten des nächſten Jahres geſchehen 
wird. Auch hierdurch tft den kundgegebenen Wünſchen entgegengekommen und 
den Wehrpflichtigen eine ] 5 d 
daß eine Ermäßigung der Ausgaben für die Heeres⸗Organi⸗ 
ſation im Etat für 1862 nicht mehr möglich iſt, weil ſchon jetzt bei der In⸗ 
fanterie nur zwei Jahrgänge ſich d N € 

In Rüdfiht auf die Finanzlage des Staats kann die Genehmigung des 
Etats für 1862 nicht dem mindeſten Bedenken unterliegen. i 
von dem Commiſſarius der Regierung in der Commiſſion näher nachgewie⸗ 
ſen worden, daß für die Armee⸗Reorganiſation bis 
neben dem Steuerzuſchlage nicht nur kein extraordinärer 
lich geweſen, ſondern aus dieſer Zeit noch ein Ueberſchuß von 858,000 Thlrn. 
an den Staatsſchatz abgeliefert iſt, und 1 
gleich der Etat mit einem Defizit von 3,385,000 Thlrn. abſchließt, eines Zu: 
ſchuſſes aus dem Staatsſchatze in Wirklichkeit nicht bedürfen wird, indem die 
Ginnabmen ſich fo günſtig geſtaltet haben, daß der vorerwähnte Betrag in 


wird. In der That hat N 
der Staats⸗Einnahmen zu Werke gegangen wird, ſtets dahin geführt, daß 
in der Wirklichkeit ſich erhebliche Mehr⸗Ueberſchüſſe gegen den Etat ergeben 
haben. So namentlich 3 


und im Durchſchnitt jährlich or ] 
Darnach iſt anzunehmen, daß es auch für das Jahr 1863 und weiter 
extraordinärer Zuſchüſſe zur g d \ 
lich der Koſten der Armee⸗Reorganiſation, nicht bedürfen wird, und daß die 
Annahme der Commiſſion, es werde 
von 34,527,000 Thlr. nöthig ſein, au 


Organifation, wie wiederholt erklärt worden, nur inſoweit vorgeſchritten werden 


Berechnung zutrifft zeigt eine Verg 
Während die Berechnung unter 


ſtehen kommen, nicht zu e 
ſchüſſe vorausſichtlich regelmäßig wiederkehren und jeden Zu chuß entbehrlich 


Die Staats⸗Regierung iſt 1 
Koften der Armee⸗Reorganiſation der nachträglichen Zuſtimmung des Land⸗ 


tags eben ſo bedarf, wie zu allen übrigen Ausgaben, welche vor geſetzlicher 
Feſtſtellung des Etats geleiſtet ſind, und ſie glaubt auf dieſe Zuſtimmung 
um ſo mehr mit Sicherheit rechnen zu dürfen, als nachgewieſen iſt, daß die 
fraglichen Ausgaben nicht zu vermeiden waren und im guten Glauben ge⸗ 
leiſtet ſind, daß eine weitere e derſelben nicht thunlich iſt, und 
daß zu ihrer Deckung hinlängliche Mittel in den geſetzlich bewilligten Ein⸗ 
nahmen vorhanden ſind. € 

Der Umſtand, daß das Geſetz, durch welches die Wehrpflicht allgemein 
geregelt werden ſoll, nicht in der gegenwärtigen Seſſion, ſondern erſt in der 
folgenden, alſo wenige Monate ſpäter vorgelegt werden fol, kann es nicht 
rechtfertigen, durch Verſagung der nöthigen Mittel eine Situation zu erzeu⸗ 
gen, welche geeignet iſt, die rdnung im Staatshaushalte in der bedenklich⸗ 
ſten Weile zu ſtören, die innere Verwaltung des Landes zum größten Nach⸗ 
theil der wichtigſten öffentlichen Intereſſen zu lähmen, und die Regierung 
dem Auslande gegenüber in eine Lage zu bringen, welche ihr auch die Lö⸗ 
ſung der nach dieſer Richtung ibr obliegenden Aufgaben erſchwert. 

Die Staatsregierung erkennt mit der Commiſſion an, daß die Verfaſſung 
das Zuſtandekommen eines Etatsgeſetzes unbedingt vorausſetzt. Wenn aber 
die Commiſſion gleichwohl die Ablehnung der Ausgaben für die Reorgani⸗ 
ſalion der Armee empfiehlt, und ſchon bis an die äußerſte Grenze zu gehen 
glaubt, indem fie ſämmtliche zur Exiſtenz des Staates nothwendige Ausgaben 
bewillige und für das Heer nur die Summe, welche bis zum Jahre 1860 
ausgereicht habe, zugeſtehe, ſo kann ſie ſich darüber nicht täuſchen, daß ſie 
durch dieſe Vorſchläge das Zuſtandekommen eines Etatsgeſetzes unmöglich 
macht, weil ſie die Thatſache gänzlich unberückſichtigt läßt, daß die Ausgaben 
für 1862 großentheils bereits geleiſtet find und in den letzten Monaten Er⸗ 
ſparniſſe nicht mehr gemacht werden können. 

Indem die Staatsregierung die ernſte Erwägung dieſer Erklärung dem 
hohen Hauſe empfiehlt und hierdurch wiederholt, daß es ihr fern liegt, die 
verfaſſungsmäßigen Rechte des Abgeordnetenhauſes zu beeinträchtigen, indem 
ſie vielmehr ausdrücklich anerkennt, daß alle Ausgaben der Zustimmung des 
Landtags bedürfen, und die Zuſicherung erneuert, daß ſie in der nächſten 
Seſſion das gewünſchte Geſetz über die Leiſtung der Wehrpflicht vorlegen 
wird, kann fie, in dem Bewußtſein, daß fie nach Lage der Verhältniſſe im 
allgemeinen Staats⸗Intereſſe nicht anders, als geſchehen, verfahren konnte, 
der Beſchlußnahme mit der Beruhigung entgegenſehen, welche die Ueberzeu⸗ 
gung gewiſſenhafter Pflichterfüllung gewährt. Die Staats⸗Regierung iſt ſich 
bewußt, durch thatſächliches Entgegenkommen ihr aufrichtiges Beſtreben an 
den Tag gelegt zu haben, eine Löſung der obſchwebenden Frage zu erleich⸗ 
tern; ſie beharrt auch ferner in dieſer Geſinnung; aber ſie darf auch nicht 
unteilaſſen, der Landesvertretung die ganze Schwere der Verantwortung vor 
Augen zu ſtellen, welche auf einer Verſagung der nach Lage der Sache durch⸗ 
aus unentbehrlichen und nachweislich vorhandenen Mittel ruhen würde.“ 

Die Rednerliſte wird hierauf verleſen, fie ergiebt etwa 50 Namen, die 
größere Hälfte derſelben gegen die Commiſſions⸗Anträge eingezeichnet. Die 
Reihenfolge beginnt — abwechſelnd gegen und für — wie folgt: v. Sybel, 
Waldeck, v. Gottberg, v. Carlowitz, v. Vincke⸗Olbendorf, Virchow, v. Vincke 
(Stargardt), v. Hoverbeck, v. Sänger, Gneiſt, Gr. ee v. Forcken⸗ 
beck, Baier, Rupp, v. Bonin (Stolp), u. ſ. w.) — Der erſte Redner 
iſt Abg. v. Sybel: Nicht ein Mitglied des Hauſes, nicht ein guter Patriot 
im Lande werde die eben gehörte Erklärung mit einem anderen Gefühl, als 
dem der tiefſten Betrübniß gehört haben (Bravo.). Obwohl er mit einem 
großen Theil der Commiſſions⸗Anträge nicht einverſtanden ſei, müſſe er da⸗ 
gegen, daß die Regierung die Verantwortlichkeit der Landesvertretung auf⸗ 
burden wolle, doch feierlichſt Verwahrung einlegen (Bravo.). Es ſei nicht 
richtig, daß die Staatsregierung ſich im formellen Rechte befinde; daſſelbe 
ſei auf das Gröblichſte verletzt worden durch die definitiven Ernennungen 
in Folge der Reorganiſation. Die Reorganiſation habe von dem Tage ihrer 
Geburt an der Armee den Stempel der Ungeſetzlichkeit aufgedrückt und trage 
ihn, bis die Regierung dies anerkenne, Indemnität nachſuche und durch ein 
definitives Geſetz die Frage geregelt jei. (Bravo.) Die Staatsregierung 
gebe heute das Verſprechen einer Geſetzesvorlage in wenigen Monaten und 
ſordere das Haus auf, jetzt ſchon zu verfahren, als ob das Geſetz bereits 
gegeben ſei. Auch im Jabre 1860 hatte die Landesvertretung Vertrauen, 
auch damals wurde ein Verſprechen gegeben und gleich darauf, gleichſam in 
das Angeſicht der Landesvertretung hinein, die Fahnen geweiht, welche die 
definitive Regulirung des neuen Zuſtandes darſtellen ſollten. So lange der⸗ 
ſelbe, perſönlich ehrenhaft aber politiſch unzuverläffige Mann an der Spitze 
dieſes Departements ſtehe, könne von Vertrauen nicht die Rede jein. — Durch 
das Land gehe ſeit Jahren der Ruf nach Abkürzung der Präſenzzeit, nach 
Aähriger Dienſtzeit, Davon ſei in der Erklärung der Regierung nicht die 
Rede, nur die Mittheilung ſei darin enthalten, daß factiſch nur zwei 
Jahrgänge ſich unter den Fahnen befänden. Der Prinz ipienfrage 
gegenüber verhalte ſich die Regierung noch jetzt negativ. — Wiſſe die Regie⸗ 
rung nicht, durch welche Factoren die Armee des großen Friedrich, die 
Armee von 1813 ihre Siege errang? Nicht durch Kopfzahl und die Aus⸗ 
bildung, ſondern weſentlich durch das Gefühl des ganzen Volks, daß es eins 
ſei mit der Armee. Auch wenn die zweijährige Dienstzeit zur Ausbildung 
nicht ausreichte, würde die Sympathie des Volkes, ſelbſt in militäriſcher Be⸗ 
ziehung, die etwaigen Mängel erſetzen (Bravo). Auch wenn die Regierung 
noch ſo überzeugt wäre von den Vorzügen der neuen Organiſation, müſſe 
fie ſich ſagen, daß der legalen Beſchlüſſe des Volks und ſeiner Vertretung 
gegenüber Unmögliches nicht zu leiſten ſei. Sie werde nachgeben, weil fie 
es mühe. Es frage ſich nur, ob fie freiwillig von Conceſſion zu Coneeſſion 
gehen wolle, oder ob ſie durch Widerſtand alle Sympathien und moraliſchen 
Eroberungen aufgeben wolle. — Nach der heutigen Miniſterialerklärung 
würde auch er auf die äußerſte Linie des geſetzlichen Widerſtandes gehn, mit 
der Commiſſion ſtimmen, wenn ſich derſelbe zu ſeinem eigenen Amendement 
nur wie das Strengere zum Milderen verhielte. Das ſei aber nicht der 
Fall, denn er gehe über die Forderung der zweijährigen Dienſtzeit hinaus. 
Die Finanzen des Landes ſeien zwar nicht in dem Zuſtande gewiſſer Nach⸗ 
barftaaten, aber wenn in dieſer Weiſe im Militärbudget fortgewirthſchaftet 
werde, ſo ſei die Laſt nicht mehr zu tragen. Es handle ſich deshalb um Er⸗ 
mäßigungen. Es ſei aber nicht richtig, wenn die Commiſſion beantrage, 
mit einem Federſtriche die ganzen Reorganiſationskoſten abzuſetzen und da⸗ 
mit ohne Weiteres auf den Zuſtand von 1860 zurückgehe, die Armeeverfaſ⸗ 
ſung wieder in den Stand von 1859 zu ſetzen. Ein ſolches Reſultat würde 
er tief beklagen, einen Zuſtand, der bei einer Mobilmachung ſofort auch die 
älteren Klaſſen mit heranziehe. Deshalb hätten er und ſeine Freunde ihren 
Vermittelungsantrag geſtellt. 

Die Budget⸗Commiſſion habe in zu großer parlamentariſcher Beſcheiden⸗ 
heit gehandelt, wenn ſie aus angeblich mangelndem Sachverſtändniß ſich auf 
den rein negativen Standpunkt geſtellt habe; in anderen Fragen, z. B. bei 


Einrichtungen und Actionen, und auch bei der 


welche auch 


e welches die Zuſtimmung des Herren: 
Eine Beſchlußnahme des Abgeordnetenhauſes 3 we⸗ 
n der 


bei welchen wichtige Prinzipienfragen zur Erörterung 


umſomehr als 


dürfen, als ſie nach wie vor anerkennt, daß die zeitige 


nicht betrachtet werden kann, als dazu nicht die 
des Landtags ertheilt ſein wird, daß mithin 


in keiner Weiſe präjudicirt werden ſoll. Wenn die Com⸗ 
Anſtoß genommen hat, daß die Ausgaben für die 


ebracht worden ſind, ſo iſt überſehen worden, daß 
tat die Novelle zum Geſetze vom 3. Sept. 1814 dem 


Umarbeitung dieſes Etats bis zum Zuſam⸗ 


ſein. 


nach den früheren Erklärungen bis zum Jahre 1865 in 
war, bereits mit dem 1. Juli d. J. aufgegeben, wodurch 
etrage von 3% Mill. 


als es bei Forterhebung der Steuerzu⸗ 
Die erfreuliche, nicht vorherzuſehende Steigerung der 
und eine weſentliche Ermäßigung des Militär⸗Etats haben 
den vorgedachten Ausfall zu übertragen. Es darf ferner 
bereits in dicſem Jahre eine frühere Entlaſſung 
hat und die Einberufung der Rekruten ftatt am 


Erleichterung zu Theil geworden. Es ergiebt ſich 


bei den Fahnen befinden. 
Es iſt bereits 


Ende des Jahres 1861 
Zuſchuß erforder: 


und daß es für das laufende Jahr, ob⸗ 


über den Etat binaus ſeine vollſtändige Deckung finden 
die große Vorſicht, mit welcher bei Veranſchlagung 


für 1857. . . 2,103,000 Thlr., n ) ragen 

„ 1858. . . 5,475,000 „ Aufſtellung der Grundzüge eines Unterrichtsgeſetzes, babe ſie dieſe Rückſicht 

„ 1859. . . 6.042,00 „ weniger gelten laſſen. enn der Kriegsminiſter etwa behaupte, das Haus 

„ 1860... . 3867,000 „ verftände von der Sache nichts, fo ſei das von ſeinem Standpunkte verzeih⸗ 

„ 1861... .. 2,677,000 „ 12 5 S380 babe die 1 11 . 92 8 . 
— 2301640509 She ihn der uh drücke, etwa ein 1 „ jo ziehe er ihn heraus, 

Jabren .f 24033000 Tblr. ohne auf die Initiative des ſachverſtändigen Schubkünſtlers zu warten, wenn 


3 auch der Schuh ein organiſches Ganze ſei. — Auch ohne beſonderes Geſetz 
habe die Regierung das Recht, die Friedensſtärke von 1002 auf 800 Mann 
herabzuſetzen und bei einer Mobilmachung ſei ſie zur Einberufung der Land⸗ 
wehr nicht gezwungen, wie die letzte Mobilmachung gegen Heſſen zeige. Die 
Landwehr erſten Aufgebots bilde eine impoſante Macht. Dieſe zerſtöre die 
Reorganiſation, indem ſie dem erſten Aufgebot die Aufgabe des zweiten ſtelle, 
obne indefien eine Illegalität zu enthalten. Dieſelbe verletze namentlich das 
Geſetz vom 3. September 1814 nicht. Den Vorwurf einer Geſetzverletzung 
konne man der Regierung alſo nicht machen. Darin befinde ſich der Com⸗ 
miſſionsbericht im entſchiedenen Irrthume. — Soviel er die Stimmung des 
Landes kenne, fordere es einſtimmig eine Reformation des gegenwärtigen 
Zustandes. Im Jahre 1844 ſei aus einer Commune ſeiner Heimathprovinz 
eine Landwehrcompagnie von 250 Mann ausgezogen und die Commune 


Deckung der etatsmäßigen Ausgaben, einſchließ⸗ 


bis zum Jahre 1870 ein Zuſchußbetrag 
auf ganz irrigen Vorausſetzungen beruht, 
berückſichtigt iſt, daß mit der weiteren Durchführung der 
Lage der Ane geſtattet. Wie wenig die vorgedachte 

eichung derſelben mit dem Etat pro 1863. 
Einrechnung der Steuerzufchläge einen Zu: 
PVC ² ůͤT— 3 aan RR AO 
der letztere nach dem Etat auf nur .. . 3,180,000° „ 


— € “gr. Fi . * 
mithin weniger „m 4,146,000 Thlr. habe 242 Familien zu unterſtützen gehabt. Deshalb ſei es allerdings ein 
und in gleicher Weiſe wird das Verhältniß in den folgenden Jahren zu Gebot der Nothwendigkeit die Familienväter, das jetzige erſte Aufgebot, in 


Mehr⸗Uleber⸗ die Reſerve zu verweiſen. — In Betreff der politiſchen Seite der Frage 
ſei die Ausdehnung der Armee als eine Gefahr für das Land betrachtet 
worden: Mißſtände ſeien allerdings vorhanden und zu ‚befeitigen ; aber die 
Anträge der Commiſſion wirkten darauf nicht, oder doch in unrichtiger Weiſe. 


So beantrage fie Streichung der Reorganiſalionskoſten in Pauſch und Bo⸗ 


gedenken, daß, wie vorhin gezeigt, 


ſich bewußt, daß fie zur Verausgabung der 


* 


gen, gleichviel ob die neuen Einrichtungen gut oder ſchlecht ſeien. Sie er 
balte die Mißſtände, wenn dieſelben nur alt ſeien. Die Beſchwerde der 
Commiſſion über den excluſiven Geiſt des Officiercorps gehöre nicht hierher. 
Der Bürger möge nur Gleiches mit Gleichem vergelten. Ein Umſtand ſei 
aber nicht berückſichtigt: es ſei ſeit den letzten Jahren eine politiſche 
arbe in der Armee; das tauge nichts. Die Armee ſei für den Krieg da; 
f dürfe, wie jedes Staatsinſtitut, keine politiſche Parteiſtellung haben. Sie 
befinde ſich jetzt im Widerſpruch mit der politiſchen Meinung der Majorität 
des Volkes, „Deutſchland“ ſei ein nicht gern gehörtes Wort in derſelben. 
Dieſes Verhältniß habe den Verhandlungen in der Commiſſion eine eigene 
Farbe gegeben, und davon zeuge auch der Commiſſions⸗Bericht, der ſtellen⸗ 
weis den Eindruck mache, als müſſe man vor Allem in jeder Weiſe die Mög⸗ 
lichkeit eines Krieges verhindern, als befinde man ſich einer ganz beſonders 
eroberungsſüchtigen, kriegsluſtigen Regierung gegenüber. Das ſei denn doch 
aber der Fehler unſerer Regierung gerade nicht; ſie habe vielmehr ſeit 1815 
den Degen einroſten laſſen, und gerade dieſe Roſtflecke gäben dem Degen 
ein übles Anſehen in den Augen des Volkes. — Die Landwehr von 1815 
ſei wenige Jahre nach einer großen Kataſtrophe gebildet worden aus Ele⸗ 
menten, namentlich Officieren einer großen kriegsgeübten Armee; deshalb 
ſei insbeſondere auf Bildung eines möglichſt großen, geübten Officiercorps 
zu ſehen. Die politiſchen Verhältniſſe ſeien nicht anders beſchaffen, als 
im Jahre 1860, wo man die Kriegsbereitſchaft, d. h. die Vermehrung der 
Armee, für erforderlich erachtet habe. Auch damals ſei der Kaiſer von 
rankreich übergeſtröͤmt von Freundſchafts⸗Verſicherungen, auch jetzt ſei die 
age Italiens noch keine andere als damals, u. ſ. w. 

Die politiſchen Zuſtände der Gegenwart ſeien nicht fo geartet, daß 
man eine Entwaffnung anrathen könne. Er erinnere an die däniſch⸗preußi⸗ 
ſchen und die oͤſterreichiſch⸗preußiſchen Noten. Zwiſchen zwei andern Groß: 
mächten würde ein ſolcher Notenwechſel die ſchwerſten Folgen gehabt haben, 
die hier nur verhindert ſeien, weil Oeſterreich keinen Krieg führen könne, 
Preußen keinen Krieg führen wolle. Für die Machtſtellung Preußens in 
Deutſchland, für ſeine Führerſchaft ſei ſeine Bewaffnung nothwendig. (Herr 
v. Vincke: Sehr wahr!) Nur wenn wir der Welt den Eindruck machen, daß 
wir kriegsgerüſtet und kriegsfähig ſind, ſei die Wiedergeburt unſeres gemein⸗ 
ſamen großen Vaterlandes möglich: Si vis pacem, para bellum. Nach alle 
dem könne er ſich nicht entſchließen, auf den Zuſtand von 1859 zurückzuge⸗ 
hen. — Der Weg, den die Comm. anrathe, führe zu einer Erkrankung des 
parlament. Lebens; die Volksvertretung dürfe ſich nicht des direkten Einfluſſes 
auch in militäriſchen Dingen entſchlagen, nicht das Inslebentreten der Wün⸗ 
ſche des Volkes von dem Erlaß eines Geſetzes abhängig machen. Wenn 
würden die drei Factoren der Geſetzgebung wohl über eine ſolche Vorlage 
einig ſein? Er bitte um Annahme feines Verbeſſerungs⸗Antrages. (Bravo 
von der Fraction v. Vincke.) f 

8 Abg. Ur. Waldeck geht zunächſt ebenfalls auf eine Widerlegung der 
von dem Finanzminiſter in der miniſteriellen Erklärung aufgeſtellten Ge⸗ 
ſichtspunkte ein. Der Miniſter wolle die Sache auf eine Finanzfrage herab⸗ 
drücken. Er jtelle eine Geſetzesvorlage in Ausſicht, aber habe nichts davon 
geſagt, daß er den Etat für 1853 einſtweilen zurückziehen wolle, er verlange 
alſo, das Haus ſolle dieſen ohne vorgängiges Geſetz bewilligen und doch 
habe er heute jelbjt die Nothwendigkeit des Geſetzes zugegeben. Man könne 
nichts bewilligen, ſo lange das in Ausſicht gegebene Geſetz noch nicht vor⸗ 
handen. Wenn man im Etat die Poſitionen ſtreiche, die nicht auf geſetzmä⸗ 
ßiger und verfaſſungsmäßiger Grundlage ruhen, ſo erfülle man nur eine 
nicht abzuweiſende Pflicht. Es gehe nicht, ewig zwiſchen Ja und Nein hin⸗ 
durchſchlüpfen zu wollen, das habe man drei Jahre gethan, aber dieſe Po⸗ 
ſition ſei nicht mehr haltbar. Uebrigens ſeien die Mehrforderungen für den 


. Militäretat ſtets nur proviſoriſch bewilligt worden; die Regierung möge die 


Reorganiſation für definitiv gehalten haben, aber wie könne man zu ſagen 
wagen, daß das Abgeordneten Haus zu der nenen Einrichtung jemals ſein 
Einverſtändniß gegeben habe. Wolle man jetzt aus dieſen ungeſetzlichen Zu⸗ 
ſtänden beraus, jo würde das Haus übel thun mit Vorſchlägen dazu, viel⸗ 
mehr ſei es Sache der Regierung, die Initiative zu ergreifen, ſo lange dies 
nicht geſchehen, bleibe für das Abgeordneten-Haus die einzige Möglichkeit, 
ſich auf den rein objektiven und geſetzlichen Standpunkt zu ſtellen und die 
Poſitionen, welche die Probe der Geſetzlichkeit nicht ertrügen, zu ftreichen. 
(Bravo!) Wolle die Regierung wirkliche Verbeſſerungen einführen, fo würde 
man ihr gern die Hand bieten, das erkläre er in feinem Namen und könne 
es auch Namens feiner Partei. — (Bravo!) Wenn nun der Finanzmini⸗ 
ſter anzudeuten ſchiene, daß der Confliet durch die Schuld des Abgeordneten⸗ 
auſes entſtanden, jo ſei dies vollſtändig unbegründet. Die principielle 
chuld der Regierung beſtehe darin, daß ſie gegen den ausgeſprochenen 
Willen des Landes, und gegen den wenigſtens indirekt ausgeſprochenen Wil⸗ 
len des Abgeordneten⸗Hauſes die neue Organiſation als definitiv hingeſtellt 
habe. Denn wenn man neue Regimenter gründe, wenn man das Heer von 
132,000 auf 210,000 Mann erhöhe, wenn man das Offizier⸗Corps verdopple, 
dann macht man nicht vorübergehende Kriegsbereitſchaft. Dann bleibt uns 
nichts zu thun übrig, als zu ſtreichen (Bravo!). Jede andere Stellung 
würde uns entwürdigen (Unruhe zur Rechten). Das wolle er beweiſen. 
Inm abſoluten Staate hätte man es nicht gewagt, in ſolcher Weiſe mit der 
Armee Organiſation vorzugehen, wenn man aber eine gefügige Volksvertre⸗ 
tung habe, dann dürfe man es wagen. Auf der Volksvertretung liege die 
ganze Verantwortung. Man wolle gewiß ein 19 Heer, ein Heer, das 
nicht blos die jetzige Stellung Preußens behaupten könne, ſondern auch jene 
zukünftige, die Preußen in Deutſchland und Europa vorbehalten ſei, aber 
man wolle kein Soldatenheer. > : 

Auf die geſetzliche und techniſche Seite ſpezieller einzugehen, deſſen fühle 
er ſich nach den Ausführungen des Vorredners überhoben. Er müſſe vor⸗ 
nehmlich die Einleitung dieſer Rede, obſchon ſie mit dem Schluß nicht im 
logiſchen Zuſammenhange ſtehe (Zuſtimmung links) als vollkommen richtig 
bezeichnen. Er wolle alſo ſofort in die finanziellen Bedenken eintreten. 
Man verlange ſeitens der Regierung eine Mehrausgabe von 10 Millionen, 
man ſtelle gegen einen Etat von früher 31 Millionen, für die Zukunft etwa 
50 Millionen in Ausſicht. Nun ſage man zwar, die Einnahmen, die Steuer⸗ 
Erträge ſteigerten ſich, und glaube damit genug geſagt zu haben. Aber das 
ſei ein curioſer finanzieller Standpunkt. Die Steuererträge wüchſen, weil 
man zu viel brauche und weil die Steuern zu hoch hinaufgeſchraubt würden. 
Der Grundſatz ſei falſch, daß das Geld, weil es einmal da ſei, auch aus⸗ 

egeben werden müſſe. Und ſolle man im Uebrigen, wenn in allen andern 

erwaltungszweigen jo viel unbefriedigte Bedürfniſſe vorhanden wären, die: 
ſelben hintenanſetzen gegen eine Einrichtung, mit der Niemand im Lande zu⸗ 
frieden ſei. Auf ſolche Conſeguenzen könne man nicht eingehen. Die finan⸗ 
zielle Kraft reiche nicht bin, 50 Millionen für den Militär⸗Ctat zu beſchaffen. 
Die Erfahrungen, welche man angeführt, ſeien nur für den Augenblick be⸗ 
rechnet, nur für den, der die Augen ſchließen- wolle. Das könne man von 
dem Abgeordneten⸗Hauſe nicht verlangen, darauf könne es nicht eingehen. — 
Redner geht nun auf die politiſche Frage ein, und erörtert die Nachtheile bei 
Ausdehnung der Reſervepflicht und Verkümmerung der Landwehr. 

Marſchall Soult habe im Jahre 1831 mit Bewunderung von der preu⸗ 
ßiſchen Landwehr geſprochen, und auf das lebhafteſte bedauert, daß in Frank⸗ 
reich das Syſtem der Remplacements herrſche. Dies Syſtem ſei unter der 

jetzigen franzöſiſchen Regierung möglichſt gepflegt, denn dieſe brauche ein 
Soldatenheer. Wir aber ſeien deſſelben nicht bedürftig; wir trieben keine 
Eroberungspolitik, hätten weder italieniſche noch mexikaniſche Fragen; wenn 
wir ſelbſt angegriffen würden, und ſei es auch von Frankreich, dann würde 
unſere Armee und Landwehr, fo gut wie früher im Stande fein, das frıns 
zöſiſche Soldatenheer zu ſchlagen. Dazu hätten wir es nicht nöthig, uns 
vorher finanziell zu ruiniren. Wir hingen an der Landwehr nicht blos wegen 
der glorreichen Erinnerungen, die auf ihren Fahnen ruhen, ſondern weil die 
Männer, die ſie gründeten, wohl wußten, was ſie wollten, als ſie gegen die 
ſtehenden Heere, das Volk in Waffen, das Volksheer aufſtellten. 

Wenn man nun das ſtehende Heer ſo anſehnlich verſtärkt habe, ſo ſei es 
ür die Kräfte des Landes ſchlechterdings unmöglich, noch eine Landwehr zu 

alten. Was die Landwehr beträfe, ſo ſei man weit entfernt, ihre Verbeſſe⸗ 
rungen nicht En f chi zu finden, aber dieſelbe würde zurückzuführen 

fein auf die frühere Organiſation, als die Landwehr noch ihre eigenen Bri⸗ 
gaden hatte. Man habe der Landwehr in Folge der Mobilmachungen unge⸗ 
gründete Vorwürfe gemacht. Das Geſetz von 1814 kenne keine Mobilmachun⸗ 
gen; es ſei nicht nöthig, zu bloßen politiſchen Demonſtrationen die älteren 

ahrgänge einzuziehen. Die Landwehr an ſich treffe kein Tadel. Aber fie 
ſei anzuſehen gleich einem Außenwerk unſerer Conſtitution, wie ja auch in 
früheren Zeiten die Engländer von uns gejagt hätten, daß die Landwehr 
die uns damals noch fehlende Conſtitution erſetze. Im Gegenſatz zu dieſem 
Außenwerk ſtehe jetzt ein anderes. Man könne im ſtehenden Heere nicht 
Offiziere und Unteroffiziere verdoppeln, ohne die verfaſſungsfeindlichen 


Elemente zu ſtärken. 


Es folle damit keiner der ehrenwerthen Mitbürger im Heere angeklagt 
werden, aber die Inſtitutionen ſeien mächtiger als die Mee, > 2 
ji nicht zu beſtreiten, daß die militäriſchen Inſtructionen, die Militärgerichts⸗ 
rkeit, der Ausſchluß von politiſchen Rechten das Militär von der Nation 
trennten. So könne man nicht die Hand bieten, die Landwehr zu zertrüm⸗ 
mern, und man müßte es doch, wenn man ein großes ſtehendes Heer halten 
wollte, da für beide neben einander die finanziellen Mittel nicht ausreichten. 


2196 
Man wolle dem Guten und Beſſeren nicht entgegentreten, aber man habe 
nur die Wahl, das Land durch die neue Einrichtung zu ruiniren oder das 
Alte, mit dem man bisher ausgekommen, zu erhalten. Alſo müſſe man bei 
der einfachen Negirung beharren — ſchließlich erinnert der Redner an die 
Königin Eliſabeth von England, welche in ihren letzten Lebensjahren mit 
dem Parlament in Conflict gekommen, nachgegeben und dadurch größer als 
vorher dageſtanden habe. Macaulay habe darüber in einfacher Wahrheit 
geſagt; Umſonſt tadelte eine höfiſche Minderheit den Sprecher, daß er dulde, 
wie die Handlungen Ihrer Maj. der Königin in Frage gezogen werden. 
Die Königin, mit bewundernswerther Einſicht und Faſſung, lehnte den Streit 
ab, ſtellte ſich ſelbſt an die Spitze der reformirenden Partei, half der Be⸗ 
ſchwerde ab, dankte den Gemeinen in ergreifender und würdiger Sprache für 
ihre große Sorgfalt für das allgemeine Wohl, brachte die Herzen des Volks 
zu ihr zurück und ließ ihren Nachfolgern ein herrliches Vorbild, wie es einem 
Regenten bei öffentlichen Berathungen, denen zu widerſtehen er nicht die 
Mittel hat, zu verfahren geziemt (hört, hört!). An dieſem Vorbilde ſollten 
die Regenten erkennen, daß es für ſie, wenn ſie der öffentlichen Meinung 
nicht widerſtehen könnten, nicht unrühmlich ſei, offen nachzugeben und jo 
mit ihrem Volke in Einklang zu bleiben. Den Abgeordneten aber zieme, ſich 
des Wortes zu erinnern, das Cicero in ſchwerer Zeit zum Lobe eines rö⸗ 
miſchen Staatsmannes gejagt: quia nn, quod efficere possit in republica, 
cogitavit, sed quod facere deberet, zu deutſch: weil er nicht daran gedacht, 
was er ausrichten könne mit ſeinem Wirken im Staate, ſondern was er thun 
müſſe. Und in dieſem Gedanken laſſen Sie uns feſt fein! (Lebhafter 
Beifall.) 

Wir theilen nun noch die Rede des Kriegsminiſters mit, welche auf die 
des Abg. Dr. Virchow (1. d. nächſte Morgenblatt) folgte: 

Kriegsminiſter von Roon; Es wird wohl erwartet, daß ich in dieſer 
Sache das Wort nehme und ich glaube dies thun zu müſſen, ſo wenig ich 
auch den rhetoriſchen Kräften gewachſen bin, und ſo wenig ich auch erwarten 
kann, durch meine Worte das wohl ſchon vorher feſtgeſtellte Votum des 
Hauſes umzuſtoßen. Es ſind in der That die allerverſchiedenſten Behaup⸗ 
tungen gemacht und Thatſachen aufgeſtellt worden, und es iſt ſehr ſchwer, 
fie alle in logiſcher Reihenfolge zu erledigen. Was ich zu ſagen habe, habe 
ich zu ſagen im Vollgefühl meiner Pflicht und meines Amtes, im Gefühl 
meiner Pflicht gegen Se. Maj. den König, gegen die Verfaſſung und die 
Ar.nee, die meiner Fürſorge anvertraut iſt. Ich verzichte auf jeden draſti⸗ 
ſchen Eindruck, den ſch durch Widerlegung aller jener Ausführungen machen 
koͤnnte, und möchte nur gewiſſe Dinge von der Discuſſion ausgeſchloſſen ſehn, 
weil darüber Niemand mehr zweifelhaft iſt. Dazu gehört die Frage nach 
der Zweckmäßigkeit der Reorganiſation. Niemand bezweifelt dieſe Zweck⸗ 
mäßigkeit (Ob! Oh! zur Linken), Niemand von den Betheiligten (Aha! links). 
Wenn die Herren, welche meinen Ausſpruch eben verhöhnt haben, in der 
der Landwehr dienten, würden ſie die Richtigkeit deſſelben nicht bezweifeln. 
(Oho!) Als abſolvirt möchte ich gleichfalls eine andere Frage betrachten, 
das iſt die finanzielle Frage. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß es 
weder wünſchenswerth iſt, lange zu dienen, noch viel Geld dafür auszugeben. 

Es handelt ſich nur darum: iſt die lange Dienſtzeit Geſetz oder nicht? 
Kann das Land die Koſten tragen oder nicht? Beide Fragen müſſen bejaht 
werden. (Widerſpruch links.) Ich ſtehe in dieſer Auffaſſung nicht allein. 
Die ſtatiſtiſche Wiſſenſchaft hat wenigſtens das Gute, daß man aus ihren 
Reſultaten erſehen kann, was geleiſtet iſt und was in Zukunft geleiſtet wer⸗ 
den kann. Die Herren kennen ja alle die Ihnen mitgetheilte Broſchüre des 
Geh. Rath Engel; ich brauche deren Inhalt daher nicht in extenso zu wie⸗ 
derholen. Das Land, welches in den Jahren 1816, 1817 und den 1 
Jahren die Laſten für die Armee aufbrachte, war ein armes, von den An⸗ 
ſtrengungen des vorangegangenen Krieges erſchöpſtes, vom Feinde ausgeſo⸗ 
genes Land, und dieſes ſelbe Land ſtellte ſeine Kinder unter dreijährige 
2 und zahlte für die Erhaltung der Armee einen höhern Prozeni: 
ſatz, als von Ihnen jetzt verlangt wird. Man ſpricht ſoviel von Ueberbür⸗ 
dung des Landes durch Steuern, auch in andern Debatten iſt vielfach da- 
von die Rede geweſen. Eine ſolche Behauptung iſt für mich vollkommen 
myſteriös, ich weiß nicht, was damit geſagt ſein ſoll. Die Ermittelungen 
namhafter Statistiker lafjen es nicht zweifelhaft, daß alle derartigen Einwen⸗ 
dungen eigentlich vollkommen in der Luft ſchweben. Man ſpricht ſo viel 
von der Verarmung des Landes. Ja, meine Herren, dieſe iſt evident: man 
braucht nur auf die Straße zu gehen, ſich die Häuſer anzuſehen, eine Reiſe 
zu machen, um zu ſehen, daß den Leuten das Nothwendigſte fehlt, daß Nie⸗ 
mand Geld zum Vergnügen übrig hat. In Berlin ſind im vorigen Jahre 
14 Millionen verbaut worden. Die königl. Bank hat im Jahre 1837 einen 
Geſchäftsumſatz von 171 Millionen gemacht, jetzt macht ſie einen ſolchen von 
15—1600 Millionen. 

Das ſind wohl alles Beweiſe für die Verarmung des Landes? Bis das 
Gegentheil erwieſen, muß ich annehmen, daß dabei ein Myſterium verborgen 
iſt. Dabei ſind vielleicht nicht blos die nichtberückſichtigten Communallaſten 
im Spiel; es iſt dabei vielleicht noch etwas Anderes verborgen, was mir 
noch nicht klar iſt, oder worüber ich vielmehr mich noch nicht erklären will. 
— Diejenigen Herren, welche mich vorher unterbrochen haben, als ich von 
der Zweckmäßigkeit der Reorganiſation ſprach, möchte ich doch fragen: Wie 
würden Sie denn glauben, daß das Land denke, wenn Sie die Regierung 
nöthigten, ſofort auf den Zuſtand von 1859, auf die Steuerzuſchläge u. ſ. w. 
wieder zurückzugehen? Ich glaube, man würde Ihnen keinen guten Empfang 
im Lande bereiten. (Oh! Oh!) — Man hat von politiſchen Bedenken ge⸗ 
ſprochen. Ich will gleich den Hauptgeſichtspunkt vorweg nehmen; denn ich 
laſſe mich ſehr ungern auf politiſche Diskuſſionen ein, aus demſelben Grunde, 
den der Abg. v. Syvel mit der „Belt. der Armee“ bezeichnet. Es wird be: 
ſonders betont, die Regierung habe ihre verfaſſungsmäßigen Befugniſſe über: 
ſchritten, die neue Militäxeinrichtungen, fo zu fagen, octroyirt. Das iſt eine 
Behauptung, deren Kühnheit nicht leicht übertroffen werden kann. (Bewegung.) 
Als im Jahre 1859 der Reorganiſationsplan vorgelegt wurde, handelte es 
ſich um eine Geldforderung und ein Geſetz über die anderweitige Regelung 
der Dienſtpflicht. 

Das Geſetz kam nicht zu Stande, die Geldforderung wurde bewilligt, al⸗ 
lerdings nur proviſoriſch. Soviel wurde von der Regierungsvorlage alſo 
doch für annebmbar gehalten, daß man ſich veranlaßt ſah, die Geldforde⸗ 
rung zu bewilligen, alſo die Reorganiſation für nöthig hielt. Wenn es ſich 
nun gegenwärtig nur um die Geldforderung handelt und man derſelben 
auch jetzt in einem gewiſſen Grade entgegengekommen iſt, ſo b weiſt das doch, 
daß die Nothwendigkeit auch jetzt noch anerkannt wird. Wenn die Reg. jetzt 
eine geſetzliche Aenderung nicht für erforderlich hält, ſo wird ſie ſich natür⸗ 
lich die Nothwendigkeit auferlegen müſſen, ſich innerhalb der Grenzen der beſtehen⸗ 
den Geſetze zu halten. — Es handelt ſich alſo um Nichts, als um die Forderung 
der Reg., um eine erhöhte Geldbewilligung. Die konnen Sie ablehnen; die 
Reg. wird niemals ſagen, daß Sie dabei theoretiſch im Unrecht ſeien. Sie 
konnten ſogar der Meinung fein, daß auch das Ordinarium für 1860 noch 
zu hoch ſei, und ſich nach Maßgabe einer bekannten Flugſchriſt auf Beſol⸗ 
dung von 15000 Inſtruktoren beſchränken. Es fragt ſich nur, ob Sie das 
für vereinbar halten mit Ihren Pflichten gegen das Land. Das glaube ich 
aber verneinen zu können. Wenn es ſich um das Budget für 1863 handelt, 
finde ich es ganz in der Ordnung, daß Sie zunächſt die Vorlage eines Ge⸗ 
ſetzes verlangen (Erſtaunen). Aber für 1862 handelt es ſi um etwas ganz 
Anderes. Das Budget für 1862 ift im guten Glauben aufgestellt, bis auf 
einen kleinen Reſt im guten Glauben verausgabt worden. Wenn Sie der 
Reg. die Mittel zur Deckung deſſelben entziehen, ſo entſteht für Sie die 
Frage: Leiſten wir damit dem Lande einen Dienſt? erfüllen wir damit un⸗ 
ſere Pflicht? (Ja! Ja!) So ſtimmen Sie in Gottes Namen, wie Sie wol⸗ 
len! aber die Ueberzeugung nehmen Sie dann mit nach Haus, (8 werde 
Ihnen ſpäter vielleicht leid thun, daß Sie ſo ſtarr am Rechts punkt feſtge⸗ 
halten, Ihren Beſchluß in der Uebeteilung gefaßt haben (Oho! Oho!) Mein 
Ausdruck in wohl nicht parlamentariſch geweſen, ich habe ihn deshalb zu 
modificiren, um jo mehr, da es ſich hier in der That nicht um eine Ueber: 
Fr fondern, wie ich wenigſtens glaube, um ſehr reiflich bedachte Pläne 

andelt. 

Wenn der Abg. Virchow auf meine Jugendſchriften (Heiterkeit) zurückge 
kommen iſt und die Frage daran geknüpft hat, ob ich mich zu den Anſichten 
von 1839 noch bekenne, ſo kann ich dies einfach bejahen, aber man muß 
nicht einzelne Stellen der Schrift herausgreifen aus dem Buche. Die Vers 
herrlichung unſers Landwehrſyſtems war eine preußiſche Patriolenpflicht, 
außerdem bin ich überzeugt, daß dieſes Syſtem vortrefflich für den Zweck 
iſt, ich bin aber auch der Meinung, daß das Syſtem durch die Organilation 
auch nicht im Mindeſten alterirt iſt (Ruf rechts: ſehr richtig). Wenn der: 
ſelbe Abgeordnete behauptet hat, über die Landwehr ſei zur Tagesordnung 
gegangen, ſo muß ich ſagen, daß er den Beweis dafür ſchuldig geblieben 
iſt. Der Abgeordnete hat auch verlangt, daß die dreijährige Dienſtzeit für 
61 0 5 zur Geltung kommen müfje; es dürfe nicht in das Belieben der 

tegierung geſtellt werden, ob fie den einen fo lange, den andern fo lange 

dienen laſſen wolle. Wenn das einen Augenblick zugegeben wird, 
ſo möchte ich daran die Frage knüpfen: Wie ſteht es denn, wenn Jemand 
einen längeren Urlaub braucht? Dann kann er ihn nicht bekommen; oder 
ſoll er erſt bei dem Hauſe nachgeſucht werden? (Oh! oh!) Das ſind die 
Conſequenzen meine Herren! Der Abg. für Görlitz ſchwärmt für die Land⸗ 
wehr, daß alle Landwehrmänner dafür ſchwärmen, bezweifle ich. j 


— 


Die Mißachtung Preußens im Auslande, die ich ſehr badauere, ſoll nach 
feiner Meinung durch die Regierung hervorgerufen fein. (Ruf links: ja! ja!) 
Ich will nicht verſichern, daß ich dieſe Anſicht nicht theile, ich will nur bins 
zufügen, daß die Landesvertretung zum Theil ſich in ſolchen entſchiedenen 
Gegenſatz zur Regierung geſtellt hat, ungeachtet die Regierung die Rechte 
des Landes, die Pflichten der Regierung und gleichwohl die Intereſſen des 
Landes und des Hauſes wahrgenommen hat. Man hat ferner von Ver⸗ 
faſſungs⸗Verletzung geſprochen, dadurch, daß der König neue Offiziere ange⸗ 
ſtellt habe. Meine Herren, glauben Sie, daß man die Bataillone mit 
Diätarien kommandiren kann? Die Indemnität würde die Regierung ge⸗ 
wiß nachſuchen, wenn ſie ſich dazu verpflichtet erachtete; ſie kann aber dieſe 
Verpflichtung nicht anerkennen; ſie hat das Budget vorgelegt, das Haus 
findet, daß die Ausgaben, ohne vorherige geſetzliche Regelung gemacht ſind, 
die Regierung iſt aber in das Etatsjahr eingetreten, mit der le Müde 
Hoffnung, daß die geſetzliche Regelung in dieſem Jahre erfolgen würde. 
( Verwunderung.) * 

Der Kriegsminiſter wendet ſich noch gegen einige Aeußerungen des Abg. 
für Bielefeld in Betreff der Landwehr und bemerkt, wenn derſelbe weiter 
feine Offiziere mehr wolle, um die Verfaſſungsfeinde nicht zu vermehren, jo 
fehlen mir die parlamentariſchen Ausdrücke, um die e der ſo 
Angegriffenen zu übernehmen. Meine Herren, bedenken Sie wohl, daß die 
Offiziere dem 9 gehorchen und daß der König die Verfaſſung beſchwo⸗ 
ren hat. Aber vielleicht hat der Abg. für Bielefeld nur jener Vorfälle ge⸗ 
dacht, welche die Sage von der Kluft zwiſchen Heer und Volk herbeiführten. 
Schließlich bemerkt der Kriegsminiſter gegen den Abg. v. Sybel, daß, wenn 
der Abg. für Bielefeld in deſſen Rede keine Logik gefunden habe, er ſeiner⸗ 
ſeits dieſem Urtheil nur beiſtimme. Der herbe Anfang habe in keiner Weiſe 
zu dem milderen Schluſſe gepaßt. Dann ſchloß der Kriegsminiſter mit fol⸗ 
gender perſönlichen Bemerkung. Der Abg. für Krefeld hat meine poli⸗ 
liſche Zuverläßigkeit in Zweifel gezogen. Wenn man mich politiſch für un 
zuverläßig erachtet, ſo bitte ich mir nachzuweiſen, wenn und wo das geſche⸗ 
hen. Bis dahin aber muß ich mir ſolche Inſinuationen entſchieden verbit⸗ 
ten. (Großer Lärm). Der Abg. General v. Pſuhl: Sehr wahr! Der 
Präſident: Der Abg. v. Pfuhl hat nicht das Wort. Abg. v. Pfuhl: 
Die Herren aber auch nicht. Der Präſident: Wenn der Abg. v. Pfuhl 
nicht zu ſprechen aufhört, ſo muß ich ihn zur Ordnung rufen. Kriegsmi⸗ 
niſter: Ich gehe über dieſen Fall hinweg und ſchließe damit meinen Vor⸗ 
trag, indem ich mir eine Entgegnung auf den Commiſſionsbericht vorbehalte. 
(Fortſ. und Schluß folgt.) 


Breslauer Sternwarte. 


II. Sept. 10 U. Nbds. ] 27 8,06 | +11,6 | NW. 2. Heiter. 
12. Sept. 6 U. Morg.] 27 8,86 +9,8 N. 1. Trübe. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 11, Sept., Nachm. 3 Uhr. Die Zproz. eröffnete bei großer Ge⸗ 
ſchäftsſtille zu 69, 70, ſtieg auf 69, 75 und ſchloß träge zur Notiz. Conſols 
von Mittags 12 Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. 
Rente 69, 65. 4 proz. Rente 96, 20. talieniſche 5proz. Rente 71, 05. 
Iproz. Spanier 48½. Iproz. Spanier 44%, Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗ Aktien 478. Credit⸗mobilier⸗Aktien 948. Lomb. Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 607. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 5 

London, 11, Septbr., Nachm 3 Uhr. Wetter ſchön. Conſols 93%. 
Iproz. Spanier 44%. Mexikaner 31%. Sardinier 82, 5proz. Ruſſen 94. 
Neue Ruſſen 93. 3 k € 

Wien, II. Sept. Mitt. 12 Uhr 30 Min, e öproz. 
Metall. 71, 40 proz Metall. 63, — Bank ⸗ Aktien 795. Nordbahn 
194. 80 1854er Looſe 90, 75 National⸗Anleihe 83, 30. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 242, 50 Creditaktien 218, 30. London 127, 25. Hamburg 
95, 20 Paris 50, 40. Gold „ —. Silber „. Böhmiſche Weſtbahn 
159, 50. Lombardiſche Eiſenbahn 281, —. Neue Looſe 132, —. 1860er 
Looſe 91, 40 

rankfurt a. M., 11. Sept. Nm.? Uhr 30 M. Für öſterr. Fonds u. 

Spekulationspapiere Kaufluſt zu beſſern Preiſen. Schluß⸗Courſe: Ludwigs⸗ 
hafen⸗VBexbach 138%. Wiener Wechſel 917. Darmſt. Bankaktien 228. 
Darmſt. Zettelbank 249. 5proz. Metall. 54. 4 proz., Metall. 48 1854er 
Looſe 70. Deiterr. National⸗Anleihe 63%, Oeſt.⸗Franz. Staats⸗Ciſenb.⸗ 
Aktien 221. Oeſterr. Bank⸗Antheile 737, Oeſterreich. Credit⸗Aktien 197%. 
Neueſte öſterr. Anleibe 72. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 1214. Rhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 29%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 129%. 5 

Hamburg, II. Sept, Nachm. 2 Uhr 30 Min, Seit bei beſchränktem 
Geſchäft. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe #444. Oeſterr Credit⸗Aktien 
82%. Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 88 . Rheiniſche 95%. 
Nordbahn 64%. Disconto —. Wien —. Petersburg —. . 

Hamburg, 11 Sept [Getreidemarkt.] Weizen loco ſtill, ab aus⸗ 
wärs gedrückt. Roggen loco feſt, ab Oſtſee und Königsberg zu 80—81 
disponibel; pr. Frühjahr 75 zu beiden Verkäufer. Oel pr. Oktbr. 30% —%, 
pr. Mai 29% —%. Kaffee ſeſt, ſehr beſchränkter Umſatz. Zink 1500 Ctr. 
loco 11%. 
Liverpool, II. Septbr. [Baumwolle.] 2000 Ballen Umſaz. — 
Preiſe etwas beſſer. 


Berliner Börse vom II. September 1862. 


Fonds- und Geld- Course. — in 
R 3 65 3 

Freiw. N a 0 4100 5,5“ Oberschles. B. . 77% 316 148 b2.u.G. 

Na 415550 A alle: dito C | Te 4 169%, bz. 
ito , 5A. 5 44, 110214 5. dito Prior A. — — — — 
alto 1850 5 0 bes e 

0 5 2. ito Prior C...| — er 

Staats-Schuld-Sch. ... 13141903, bz. dito Prior B. — | 4 07 B. 

Präm.-Anleihe v, 1855131211261}, br. dito Prior E...| 78875 B. 

Berliner Stadt-Obl. .. 4141103 8. dito Prior F.. — 141511019, 6. 
Kur. u. Neumärker 315103 ha, Oppeln-Tarnow. | % 30% bz. 

2 dito dito 102½ bz. Prinz W. (St.-V.) 2 4 |60 bz. 

= Pommersche ..... 31,91%, G. Rheinische ...... 4 1961, bz. 

E dito neue 4 lolih ba. dito (St.) Pr... — | 4 |1011, 8. 

3] Posensche ....... 4 |104%, G. dito Prior . . — | 4 193% ba. 

3 dito x 4 90 ½ 6. dito III. Em...| — 4½99 % bz. 

dito neue. 9937 Rhein-Nahebahn | — 25%, bz. 
Schlesische. .. 3% %, bz. Ruhrort-Crefeld.] 34431, 01 b. 

2 (Kur. u. Neumärker 4 5 02 Starg. Posener. 4 134, 1131, bz 

8 N er 4 Aue Thüringer a) 4 126% b. 

J Posensche . 1499 6. Wilhelms-Bahn.| — | 4 187% bz 

Keie e. ken.; fa b, 4% . = hl — 

3 (Sächsische 9 4 100% B. dito Prior BEL 25 6. 

S 3 4 1095 = dito dito — 94½ G. 
ouisdor — . — G. 

Goldkronen . . 6% 6. Preuss. u, ausl. Bank-Actien, 

Ausländische Fonds. 101 . 

Oesterr. Metall ......] 5 90 bau. G Berl. E.-Verein.. | 543) 4 114% 6 
dito neue 100 b.. = 119% Di. Berl, Weöteleg 5 nn 
ee a HR 

.D. Ir. 7 bz remer 5 B. 

Russ.-engl. Anleihe ..| 5 943, etw. bz Coburg. Credit A 3 478 8. 
dito 5. ee ....| 5 88 8. ö 6 Darmst. Zettel-B. 81 4 100 à 100% bz 
„dito poln. Sch. Ob 4 84% etw. ba. u. G. Darmst. Credb. A. 6 4 |90% bz. 

Poln. Bfandbriefe.... 4 8 Dess. Creditb. A — 4 BB. 
dig Ei: Em. ....... 4 88 bz u.®. Disc.-Cm.-Anthl. 6 | 4 96% bau G. 

Poln. Obl. 4 500 bl. 4 9 % Genf. Creditb. A.| — 4 43al21, al, bz.u.9. 
dito & 300 El. 594 ½ 6. Geraer Bank ...| 5½¼ 4 91%, G. 

u. a 200 Fl. — 0 n Hamb.Nord.Bank| 5 497 ©. 

2 n. sanknoten Fe Kahn . „ Ver.-Bank 5% 4 101 ½ 6. 
urhess. 40 Thlr. ZRH Hannov. » 4% 4 199% B. 

Baden 35 El. . .. . . . . 131% bzu.9. Leipziger ae 1220 bz. 

Luxembrg. 10 | 4 102½ 6. 
Action - Course. Magd. Briv.- „ 17 4 90% 0. 
Div. Z. Mein. Creditb. A. 4 192 bz.u.G. 

A 1 366% 6 Minerva Bg k.A. — 5 33½ br. 

Aach.-Düsseld. .. 37 402 8. Oester.Creditb.A.| 7½ 6 84½ 4 % bz 

Aach.-Mastrieht. = 4 90% ‚#8 Pos. Prov.-Bank | 5j}) 4 99 B. 

Bert. koche ble 4 110“ ee le 

© 2 chl. Bank- Ver. 1 5 

BerlinAnbaiter 404 Hs Thüringer Bank | 2%| 4 503 tz. 

a 13 11 4212 b Weimar. Bank..| 4 483 etw. bz 
erl.-Potsd.- . 

Berlin-Stettiner . % 4 [128% bz Wechsel - Course. 

Breslan-Freibrg. 6% 4 185 4. 10 T. 143% ba. 

Cöln-Mindener .. 124,31 |182', ba 2 M. 142% b.. 

Franz. St.-Eisenb.| 675] 5 |127 G. 8 T.|151% bz. 

Ludw.-Bexbach „| 8 | 4 139½ nz 2 M.|1öl bz 

Trede 14 4 RT 3 M.l6. 21% bz 

Magd.-Wittenbrg. 3 b. 2 M. 80 2. 

Male Lade‘ A. 7 | 4 128% bz 8 73 71 

Mecklenburger. | 2%] 4 60 % à %, ba. 2 M. (78 ½ ba. 

Münster-Hammer| 4 | 4 |98 8. 2 M.56, 24 G. 

Neisse-Brieger ..| 32] 482½ bz. 8 T. 99% G. 

Niederschles. .. 414 99 be. 2 M. 09 % br. 

N. Schl. Zweigb. | 1½ 4 73 ½ bz. 2 M. 56. 26 0. 

Nordh. (Fr.-W.) | 3 Yan 65% a % ba 3 W. 6800 b. 3M. 97 b 
ito Prior ...-| 7 5 8 T. 88 ½ 6. 

Oberschles. A... | 77 4 160 ba 8 L. 100% . 

Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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